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Neuer Werkstoff
ermöglicht neues
Bauverfahren
In Düsseldorf wurde im Sommer

1986 eine Strassenbrücke
(Lastklasse 60 mit einer
Gesamtspannweite von 47 m) dem
Verkehr übergeben, wobei erst¬

mals korrosionsfreie Glasfasern

verarbeitet wurden und somit

Spannbeton ersetzten. Das
Bauwerk demonstriert weltweit
ein neues Bauverfahren. Weitere

Anwendungsgebiete dieser
vom BMFT geförderten
Neuentwicklung können alle Arten und
Grade der Vorspannung mit und

ohne Verbund, temporäre und
permanente Erd- und Felsanker
sowie Antennen und sonstige
Abspannungen sein.

Aus: Zeitschrift für
Vermessungswesen 12/86.

«Maus» eingesetzt wurde, für tragbar gehalten.

Gegenüber den bisherigen Tafeln für die
Graphik-Eingabe entfallen eine grössere
Zahl von IC-Bauelementen, die für den
Multiplexbetrieb benötigt wurden. Das
aufzunehmende XY-Gitter findet sich nur noch auf
einer Seite der Platte, nicht mehr wie bisher
auf beiden. Zur Stromversorgung sind 5
und nicht mehr 12 Volt erforderlich. Der
«Schreibstift» dient hier als Sensor für die
von Punkt zu Punkt der Matrix unterschiedliche

elektrische Ladung.
Gegenüber den «Maus»-Graphikeingaben
haben alle Tafeltypen den Vorteil, dass man
mit dem «Schreibstift» von Punkt zu Punkt
springen, also rascher arbeiten kann. Der
Nachteil bei den «Maus»-Systemen wurde
bisher durch einen um rund 65 Prozent
niedrigeren Preis ausgeglichen. Bei der neuen,
kapazitativ arbeitenden Tafel will man auf
einen Endpreis von umgerechnet rund 100
DM/Fr. kommen und hätte damit die unter
allen Varianten billigste Lösung anzubieten.

Entwicklungsdaten auf
Optikplatten
3M Co. und FileNet Corp. (Costa Mesa, CA,
USA) entwickeln derzeit gemeinsam ein
Optikplatten-System, das als «Engineering
Document Managementsystem bezeichnet
wird. Benutzt werden die zunächst für
allgemeine Archivzwecke bestimmten
«Laserplatten» (CD oder LV), die nur einmal
beschrieben, aber nicht gelöscht werden können.

Das neue System soll auf die spezifischen
Forderungen der Entwicklungs- und
Produktions-Abteilungen der Industriefirmen abgestellt

werden. Beide Firmen wollen hier eine
Marktlücke entdeckt haben (die bisherigen
«CD-ROM»- und ähnlichen Archivierungsplatten

sollten in den kaufmännischen Bereichen

eingesetzt werden).
Inzwischen hat sich herausgestellt, dass ein
mindestens ebenso grosser Bedarf bei der
Speicherung von Graphiken undtechnischen
Daten besteht, auf die unterschiedliche Ent¬

wicklungs- und Produktionsstellen einer
Fabrik ohne Zeitverlust zurückgreifen müssen.
Das setzt voraus, dass jeweils neue relevante

technische Daten in kurzer Zeit einem
«Zentralarchiv» aus Optikplatten zugeführt
werden.
Bei einzelnen Nutzern kann eine grössere
Zahl von (in der Regel bereits vorhandenen)
Terminals und Displays oder Druckern
verwendet werden. 3M Co., die die neuen
Systeme in rund acht Monaten auch in Europa
liefern will, plant, auch unterschiedliche
Terminals, die auf die spezifischen Bedürfnisse
der Industriefirmen abgestimmt sind,
bereitzustellen.

Voraussetzung ist hier, wie bei «CD-ROM»-
Plänen anderer Firmen, dass die jeweils
aufzuzeichnenden technischen Daten wegen
der normalen Geheimhaltungsvorschriften
der Industrie im eigenen Haus auf die
Optikplatten gebracht werden. Und das setzt
voraus, dass jeweils eigene Laser-Schreibgeräte,

die zurzeit noch relativ teuer sind,
aufgestellt werden. Für die im Vergleich mit
herkömmlichen Computer-Speichern höheren

Kosten bietet das neue System «Multi-
User»-Betrieb mit Zugriff praktisch in Realzeit.

Aus: Genschow Technischer Informationsdienst

Nrn. 44, 45 und 46/1986

Recht / Droit
Die Anfechtung von
Erschliessungsbeiträgen
Die Erhebung von Erschliessungsbeiträgen
wird nunmehr vom Bundesgericht in Änderung

seiner Rechtssprechung als Aufgabe
des kantonalen Rechts betrachtet. Kantonale

Entscheide, ob eine Parzelle mit
Perimeterbeiträgen zu belasten sei und in
welchem Umfange, sowie über die Stundung
solcher Beiträge bzw. die Stundungsaufhebung

sind daher fortan mit der staatsrechtlichen

Beschwerde beim Bundesgericht an¬

zufechten. Auf Verwaltungsgerichtsbeschwerden

kann es in dieser Materie nicht
(nicht mehr!) eintreten.
Im Bundesgerichtsentscheid BGE 108 Ib
71 ff. war erklärt worden, die Kostenverteilung

beim Bau von Erschliessungsanlagen
werde sowohl durch Bundesrecht als auch
durch kantonales bzw. kommunales Recht
geregelt. Für die für den Wohnungsbau
bestimmten Bauzonen (Artikel 5, Absatz 1 des
Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes,

kurz: WEG) sei die Kostenverteilung im
WEG im Sinne unmittelbar anwendbaren
Bundesrechts geregelt. Dieses verdränge
damit unvereinbares kantonales Recht. Die
bundesrechtlichen Bestimmungen würden
den Rahmen festlegen, innerhalbwessen die
Kosten der Erschliessungsanlagen auf die
Grundeigentümer abzuwälzen seien. Dem
kantonalen bzw. kommunalen Recht könne
in diesem Bereich nur noch die Aufgabe der
Feinregulierung der effektiv zu erhebenden
Kosten zukommen. Dementsprechend
behandelte damals das Bundesgericht eine als
staatsrechtliche Beschwerde bezeichnete
Eingabe gegen ein kantonales Verwaltungsgerichtsurteil

- das die Kostenverteilung
einer Kanalisationsanlage betraf - als
Verwaltungsgerichtsbeschwerde.

Von der Verwaltungsgerichts- zur
staatsrechtlichen Beschwerde
Dies blieb nicht ohne Kritik der Rechtswissenschaft.

Das Bundesgericht selbst zog am
29. März 1985 die Praxis, die in BGE 108 Ib
71 ff. verankert ist, in Zweifel. Es erkannte
insbesondere, dass Art. 6 WEG (über Er-
schliessungskostenverteilung) ohne
Ausführungserlasse entweder des Bundes oder
der Kantone resp. der Gemeinden nicht
ohne weiteres anwendbar ist. An der
Rechtssprechung von BGE 108 Ib 71 ff. wird
nun nach erneuter Prüfung nicht festgehalten.

Art. 6 WEG setzt nämlich nur den Rahmen
und die Grundsätze fest, nach denen das
kantonale Recht über die Finanzierung der
Erschliessung durch sog. Kausalabgaben
auszugestalten ist. Offen ist, ob der Bundesrat

auf dem Verordnungswege die
Rechtsgrundlage zum Erheben der Erschlies-
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